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I. Das Recht der MAV auf rechtzeitige und umfassende Information,  
         § 34 MVG.EKD  

 
Fall 1:  
 
Die Kirchengemeinde Jauchzethoch betreibt zwei Kindertagesstätten. Ab 1.7.18 sollen alle Kindertages-
stätten des Dekanatsbezirks Lutherau in einer Verwaltungseinheit zusammengefasst werden. Diese 
Verwaltungseinheit soll auch die künftigen Personalentscheidungen treffen. Am 1.2.18 wird die Kirchen-
gemeinde davon in Kenntnis gesetzt. 
Am 16.4.18 erhalten die Mitarbeitenden der beiden Kindertagesstätten ein Schreiben von Pfarrer Gu-
temut, in denen ihnen mitgeteilt wird, dass die beiden Kindertagesstätten ab 1.7.18 in eine Verwal-
tungseinheit überführt werden; die Dienstverträge würden zeitnah entsprechend angepasst. 
 
Die Erzieherin Susanne Schlau wendet sich noch am selben Tag an die MAV der Kirchengemeinde Jauch-
zethoch und fragt, was das zu bedeuten hat. 
 
Die MAV-Vorsitzende Anna Ahnungslos hört zum ersten Mal davon und beruft eine außerordentliche 
Sitzung ein. 
 

1. Warum hat die MAV ein Informationsrecht?  
 

Voraussetzung: Zuständigkeit der MAV 
 

Das Informationsrecht soll die MAV in die Lage versetzen, in eigener Verantwortung zu prüfen, ob sie 
zuständig ist, also, ob ihre Aufgaben tangiert sind. Sofern die Wahrscheinlichkeit des Bestehens eines 
Beteiligungsrechts besteht, muss die MAV informiert werden. 
 
Vor allem bei wirtschaftlichen Grundsatzentscheidungen, wenn sie Interessen der Mitarbeitenden (MA) 
berühren. 
 
Hier:  
§ 35 III b MVG: Betriebsübergang (§ 613 a BGB) ev. bevorstehende Änderungskündigungen (z.B. wegen 
Standortklausel im Dienstvertrag), künftige Versetzungen, Abordnungen, § 42 b MVG, § 46 d MVG; Ein-
schränkung der Dienststelle, § 46 a MVG; Wegfall der Zuständigkeit der bisherigen MAV für die MA in 
den Kitas, Notwendigkeit einer neuen MAV für die neue Verwaltungseinheit ?(Auswirkungen auf die 
Anzahl der MAV-Mitglieder bei der nächsten Wahl.) 
 

2. Zu welchem Zeitpunkt  hätte die MAV informiert werden müssen? 
 

Rechtzeitigkeit der Information 
 
Soll-Regelung in § 34 I S. 2 MVG: 
 
Soll = eingeschränktes Ermessen. Das bedeutet, dass grundsätzlich die MAV zu informieren ist, es sei 
denn, erhebliche, besondere Umstände sprechen dagegen.  
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Bereits im Vorfeld der konkreten Vorbereitung der Entscheidungen der DL (nicht bloße Sondierung, Er-
wägung).  
 
Die Kirchengemeinde (Dienstellenleitung = DL)  hat ihrer Informationspflicht unaufgefordert nachzu-
kommen. 
Grenze: kein Unterrichtungsanspruch, wenn offenkundig keine Rechte der MAV in Betracht kommen.  
 
Rechtzeitig = zeitlich so früh, dass noch angemessene Meinungsbildung möglich ist. Nicht vor vollendete 
Tatsachen stellen. Gesetzliche Möglichkeiten muss MAV aus-schöpfen können. 
 
Hier: Die MAV hätte zeitnah nach dem 1.2.18 (Kenntnis der Kirchengemeinde) informiert werden müs-
sen, damit sie nachfragen und Stellung nehmen kann.  
 
Fall 2: 
 
Der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde Jauchzethoch beschließt am 9.4.18, für die Mitarbeiterinnen 
der beiden Kindertagestätten eine Fragebogenaktion über die Arbeitsplatzbedingungen (Ziel: Gefähr-
dungsbeurteilung) zu machen. Pfarrer Gutemut engagiert dafür die Frag-mich-was-Leichteres-Agentur, 
die sich auf die Erstellung, Erhebung  und Auswertung solcher Fragebögen spezialisiert hat. Ein Aus-
schuss, bestehend aus zwei Agentur-Mitarbeitern und einem Kirchenvorstandsmitglied,  soll die Frage-
bogenaktion vorbereiten.  
Der MAV wird mitgeteilt, dass nach Abschluss der Ausschussarbeit Anfang Mai eine Fragebogenaktion 
durchgeführt werden wird, an der alle Mitarbeitenden verbindlich teilnehmen müssen.  
Der MAV-Vorsitzende Manfred Mutig fragt, ob nicht auch ein MAV-Mitglied an der Arbeit im Ausschuss 
teilnehmen könnte. Pfarrer Gutemut antwortet, dafür bestehe kein Anlass, denn die MAV habe keinerlei 
Beteiligungsrechte, zumal die Fragebogenaktion von einer außenstehenden Agentur anonym durchge-
führt werde. 
 

1. Hat die MAV ein Informationsrecht? 
 
Im Gegensatz zu der Soll-Vorschrift des § 34 I S. 2 MVG besteht eine uneingeschränkte Informations-
pflicht, wenn die DL eine konkrete Maßnahme im Bereich der Mitbestimmung oder Mitberatung beab-
sichtigt.  
Die MAV hat das volle Mitbestimmungsrecht nach § 40 b MVG, 5 ArbSchG. Es kommt nicht darauf an, 
dass die Fragebogenaktion anonym von einer außen-stehenden Agentur durchgeführt wird, wenn die 
Teilnahme nicht auch freiwillig ist (BAG Beschluss vom 21.11.17 – ABR 47/16). 
 

2. Wenn ja, muss die Dienstgeberseite der MAV einen Sitz in dem Ausschuss geben? 
 

Nein, § 34 I S. 3 MVG: reine kann-Regelung. Sinnvoll, aber Ermessenentscheidung der DL. 
 
Vor tatsächlicher Durchführung der Fragebogenaktion ist ein Antrag auf Zustimmung nach § 40 b MVG 
zu stellen; ohne Zustimmung der MAV ist die Mitarbeitenden-befragung unwirksam, § 38 I S. 1 MVG. 
D.h., die Mitarbeitenden können die An-gaben verweigern. 
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Fall 3: 
 
In der Kirchengemeinde Jauchzethoch werden Zulagen außerhalb der Entgelt-ordnung (DiVO/TV-L) an 
manche Mitarbeitende aus unterschiedlichen Anlässen gezahlt. Die MAV möchte einen Überblick über 
diese Zulagen haben und bittet Pfarrer Gutemut um eine entsprechende Auflistung. Pfarrer Gutemut 
lehnt dies mit Hinweis auf den Datenschutz vehement ab. 
 

1. Hat die MAV ein Informationsrecht? 
 
Ja. Die MAV ist dazu aufgerufen, nach § 35 I S. 1 MVG, die beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Belange der Mitarbeitenden zu fördern. Nach § 35 III b MVG soll die MAV dafür eintreten, die Einhaltung 
der arbeitsrechtlichen Be- 
stimmungen und Vereinbarungen zu überwachen. Dazu gehört auch die Entgelt-ordnung nach DiVO/TV-
L. Zudem kommt das volle Mitbestimmungsrecht nach § 40 m MVG in Betracht, weil einzelne Mitarbei-
tende Zulagen bekommen, die außerhalb der Entgeltordnung gezahlt werden. Es ist Aufgabe der MAV, 
auf die Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu achten. 
Es besteht ein uneingeschränktes Informationsrecht der MAV. 
 

2. Wenn ja, kann die MAV die Auflistung verlangen oder verstößt dies gegen den Daten-
schutz? 

 
Die MAV ist Teil der Dienststelle und damit verantwortliche Stelle im Sinne des § 2 VIII DSG-EKD. Die 
Nutzung der personenbezogenen Daten ist nach § 3 DSG-EKD zulässig, weil eine Rechtsvorschrift – näm-
lich § 34 III S.I MVG – dies erlaubt. Im Übrigen unterliegen die MAV-Mitglieder der Schweigepflicht nach 
§ 22 MVG. 
 

3. Wenn die MAV die Auflistung verlangen darf, in welcher Form und Häufigkeit hat dies zu 
geschehen? 

 
Pfarrer Gutemut muss die Bruttolohnlisten zweimal pro Kalenderjahr vorlegen. 
 
Zu 1., 2. und 3.: Beschluss des Kirchengerichtshofs der EKD vom 5.12.16, KGH.EKD II -124/28-2016. 
 
Fall 4: 
 
Die neu gewählte MAV der Verwaltungsstelle Akkuratshausen stellt fest, dass ihre Vorgängerin in den 
letzten Jahren keinerlei Interesse daran gezeigt hat, sich am betrieblichen Eingliederungsmanagement  
(BEM) zu beteiligen. Der Geschäftsführer der Verwaltungsstelle, Horst Harsch, macht dies je nachdem, 
ob er Zeit dazu findet oder nicht, im Alleingang. 
In der MAV-Sitzung wird beschlossen, die Personalsachbearbeiterin Greta Genau zu bitten, eine Aufstel-
lung der Krankheitstage aller Mitarbeitenden für die letzten 12 Monate zu erstellen. 
Als die MAV das Ansinnen vorträgt, erwidert die Personalsachbearbeiterin Genau, sie müsse das erst mit 
Geschäftsführer Harsch abklären. 
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Hat die MAV das Recht auf Vorlage der Aufstellung? 
 
Ja. Nach § 35 III b MVG hat die MAV die Aufgabe, zu  überwachen, ob das BEM durchgeführt werden 
muss (§ 167 II SGB IX n.F., vormals § 84 II SGB IX). Der Informationsanspruch erstreckt sich auf die 
Kenntnis, welche Mitarbeitende in den letzten 12 Kalendermonaten länger als sechs Wochen erkrankt 
waren. 
 
Das Unterlassen der Kontrolle durch die vorhergehende MAV hat nicht etwa zur Folge, dass das Infor-
mationsrecht verwirkt ist.  
 
Der MAV sind sämtliche Unterlagen zur Verfügung zu stellen, § 34 III S. 1 MVG. Geschäftsführer Harsch 
hat dies zu veranlassen. 
 
Fall 5: 
 
Günter Griesgram ist schon seit über sieben Jahren Hausmeister in der Kirchenge-meinde Jauchzethoch. 
Nun möchte er sich bei einem anderweitig bewerben und Einsicht in seine Personalakte nehmen. Die 
Pfarramtssekretärin Fraya Fuchtig  teilt ihm mit, dass er nur nach schriftlichem Antrag und einer Warte-
zeit von zwei Wochen Einsicht in seine Personalakten bekommen könne. Günter Griesgram wendet sich 
an die MAV und fragt, ob die MAV etwas für ihn tun kann. 
 
Hat die MAV ein Informationsrecht? 
 
Grundsätzlich nicht, es sei denn Günter Griesgram bittet die MAV um Unterstützung. 
Nach § 34 IV S. 1. MVG kann Günter Griesgram ein MAV-Mitglied benennen, das in die Personalakte 
Einsicht nehmen darf. Die Einsichtnahme bedarf der schriftlichen Zustimmung von Günter Griesgram. 
Dies ist notwendig, da es um Persönlichkeits-schutz und personenbezogene Daten geht.  
 
Die Einsicht ist grundsätzlich sofort zu gewähren, es sei denn, die Personalakte muss erst angefordert 
werden. 
 
In einer Personalakte befinden sich alle Urkunden und Vorgänge, die die dienstlichen und persönlichen 
Verhältnisse betreffen und in einem inneren Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis stehen. Zur Per-
sonalakte gehören auch Sonder- und Nebenakten. 
 
Fall 6:  
 
Franziska Frech, Mitarbeiterin der Kindertagesstätte Jauchzethoch, kommt am Montag, den 9.4.18, zum 
wiederholten Mal zu spät zur Arbeit. Sie wird daraufhin ins Büro von Pfarrer Gutemut gebeten. Pfarrer 
Gutemut eröffnet ihr, dass sie wegen des Zuspätkommens eine Abmahnung erhalten wird. 
Franziska Frech wendet sich an die MAV und fragt nach, was die MAV für sie tun kann. 
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Hat die MAV ein Informationsrecht? 
 
Grundsätzlich nicht. Der Dienstgeber hat das Recht, wegen Verletzung dienstvertrag-licher Pflichten eine 
Rüge in Form einer Abmahnung zu erteilen. Dieses Rügerecht ist mitbestimmungsfrei. Die MAV hat kein 
Recht, eine Kopie der beabsichtigten bzw. erteilten Abmahnung zu erhalten.  
Eine Abmahnung ist eine „dienstliche Beurteilung“ im Sinne des § 34 III S. 2 MVG. D.h., die Mitarbeiterin 
Frech kann von Pfarrer Gutemut verlangen, dass die Abmahnung vor Aufnahme in die Personalakte der 
MAV zur Kenntnis gegeben wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geschäftsstelle Gesamtausschüsse  
der MAVen in der ELKB und Diakonie Bayern 

 Frauengasse 24, 90402 Nürnberg 
 

Lösungen zur Schulung vom 17.04. und 03.05.2018 von Frau Dannecker Geschäftsstelle GA ELKB:  
Informationsrecht und Mitberatungsrecht §§34, 45, 46 MVG anhand von Beispielen Seite 6 von 9 

II. Mitberatungsrechte der MAV, §§ 45, 46 MVG.EKD 
 

 
Fall 1: 
 
Franziska Frech ist Erzieherin in der Kindertagestätte Jauchzethoch. Zusammen mit den anderen Erzie-
herinnen ist sie mit den Eltern der Kindergarten-Kinder in einer Whatsapp-Gruppe. Das ist praktisch, 
weil man sich über Ausflüge, Erkrankung des Kindes usw. austauschen kann. Eine Kindergarten-Mutter 
schreibt, der von Pfarrer Gutemut am Sonntag, den 15.4.18, gehaltene Kindergottesdienst sei extrem 
langweilig gewesen. Franziska Frech erwidert darauf, dass Pfarrer Gutemut zwar ein gutmütiger 
Mensch, aber unglaublich fantasielos sei; in die Bedürfnisse von Kindern könne er sich überhaupt nicht 
hineinversetzen, da fehle ihm jede praktische Erfahrung. 
Eine Kollegin von Franziska Frech liest am Montag, den 16.4.18, die WhatsApp-Nachrichten und zeigt sie 
der Kindergartenleiterin. Die Kindergartenleiterin wendet sich sofort an Pfarrer Gutemut und erstattet 
ihm Bericht. 
Pfarrer Gutemut beruft noch am Montagabend eine Kirchenvorstandssitzung ein. Der Kirchenvorstand 
ist ebenso empört über die Äußerungen von Franziska Frech. Einstimmig wird beschlossen, dass Franzis-
ka Frech fristlos gekündigt werden soll.  
 

1. Wie muss Pfarrer Gutemut vorgehen, um das Mitberatungsrecht der MAV zu achten? 
 

§ 45 MVG:  
§ 45 I Satz 1 MVG. Es liegt ein Fall der Mitberatung vor:  
Die MAV hat das Mitberatungsrecht nach § 46 b MVG (außerordentliche Kündigung).  
Mitberatungsrecht heißt Anhörungsrecht. 
Rechtzeitig vor Durchführung der Maßnahme ist die beabsichtigte Maßnahme der MAV bekannt zu ge-
ben. Maßnahme ist die außerordentliche Kündigung. 
Rechtzeitig bedeutet, dass der MAV die Gelegenheit gegeben werden muss, sich zu beraten und Stellung 
nehmen zu können. Nach § 626 II Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) muss eine außerordentliche Kündigung 
innerhalb von zwei Wochen ab Kenntnis erfolgen. D.h., Pfarrer Gutemut  müsste die fristlose Kündigung 
bis spätestens Montag, den 30.4.18,.Franziska Frech bekannt geben. 
Regelmäßig hat die MAV eine Äußerungsfrist von zwei Wochen. Die Äußerungsfrist kann in dringenden 
Fällen auf drei Arbeitstage verkürzt werden. Hauptanwendungsfall ist hier die außerordentliche Kündi-
gung.  
Wenn Pfarrer Gutemut seinen Anhörungsantrag am Dienstag, den 17.4.18, an die MAV stellt, hat die 
MAV bis Donnerstag, 19.4.18, Zeit, sich zu äußern.  
Die MAV wird wohl eine außerordentliche Sitzung einberufen müssen.  
Sie kann Erörterung beantragen, § 45 II S. 2 MVG. Allerdings kann Pfarrer Gutemut bei einer außeror-
dentlichen  Kündigung die Erörterungsfrist auf drei Arbeitstage verkürzen, § 45 II S. 3 MVG. 

 
2. Kann Pfarrer Gutemut fristlos kündigen, wenn die MAV nicht reagiert? 
 

Äußert sich die MAV innerhalb der drei Arbeitstage nicht oder hält sie bei der Erörterung ihre Einwen-
dungen und Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die Maßnahme als gebilligt (Zustimmungsfiktion), § 45 I S. 
4 MVG. 
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Pfarrer Gutemut kann die fristlose Kündigung am Freitag, den 20.4.18, bekanntgeben.  

 
3. Kann Pfarrer Gutemut fristlos kündigen, wenn die MAV widerspricht? 

 
Ja. Denn es ist „nur“ das Anhörungsrecht (Mitberatungsrecht) der MAV zu wahren. Es kommt nicht da-
rauf an, dass die MAV zustimmt wie bei den Mitbestimmungsrechten nach §§ 39, 40 und 42 MVG. Es 
erfolgt also kein Zustimmungsersetzungsverfahren. Pfarrer Gutemut muss lediglich seine abweichende 
Entscheidung gegenüber der MAV schriftlich begründen, § 45 I letzter Satz MVG. 

 
4. Was würde sich ändern, wenn es sich um eine Kündigung während der Probezeit handelt? 

Die Probezeit endet am 30.4.2018. Am 17.4.18 teilt Pfarrer Gutemut der MAV mit, dass eine Probezeit-
kündigung ausgesprochen werden soll.  
 
Nach § 39 I S. 1 Dienstvertragsordnung (DiVO) kann während der Probezeit (sechs Monate) mit einer 
Frist von zwei Wochen gekündigt werden.  
Pfarrer Gutemut hat keinen dringenden Grund, die Äußerungsfrist auf drei Arbeitstage zu verkürzen. Er 
muss so planen, dass die MAV die vollen zwei Wochen für die Beratung/Erörterung/Stellungnahme hat. 
Die Zwei-Wochen-Frist läuft am Mittwoch, den 2.5.18, ab (Dienstag, 1.5.18, Feiertag). Die MAV könnte 
sich also erst am 2.5.2018 äußern. Dann ist die Probezeit vorbei und eine Probezeitkündigung kann nicht 
mehr ausgesprochen werden. Äußert sich die MAV noch am Montag, den 30.4.2018, kann Pfarrer Gu-
temut noch die Probezeitkündigung abfassen und übergeben. Die Probezeitkündigung kann noch ausge-
sprochen werden, da dies innerhalb der Probezeit geschieht. Allerdings muss die Kündigungsfrist einge-
halten werden, so dass das Dienstverhältnis noch bis zum Ende der Kündigungsfrist, nämlich bis 
14.5.2018, läuft. 
 
Fall 2: 

 
In der Kirchengemeinde Jauchzethoch hat zur allgemeinen Zufriedenheit drei Jahrzehnte Hausmeister 
Hans Hilfreich gearbeitet. Er geht zum 30.6.2018 in Ruhestand. Pfarrer Gutemut und der Kirchenvor-
stand beschließen in ihrer Kirchen Vorstandssitzung am 17.4.18, keinen Hausmeister mehr anzustellen, 
sondern vielmehr ab 1.7.18  einen Hausmeisterservice zu beauftragen. Pfarrer Gutemut beabsichtigt, 
den Hausmeisterservice Blitzsauber zu beauftragen. 

 
1. Was muss Pfarrer Gutemut tun (bzw. was hätte Pfarrer Gutemut tun müssen), um die 

Rechte der MAV zu wahren? 
 

Die MAV hat ein Informationsrecht nach § 34 I MVG. Sie hätte im Vorfeld zur Kirchenvorstandssitzung 
informiert werden müssen, damit sie Stellung nehmen kann. 
 
Die MAV hat das Mitberatungsrecht nach § 46 h MVG. 
Mitberatung heißt Anhörung. 
Nach § 45 I S.1 MVG ist der MAV die Maßnahme (Vergabe der Hausmeisterarbeiten an Dritte) rechtzei-
tig vor Durchführung bekannt zu geben und auf Verlangen mit der MAV zu erörtern. Die MAV kann die 
Erörterung nur innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der beabsichtigten Maßnahme verlangen, 
§ 45 I S. 2 MVG. 
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Der kirchliche Dienstgeber ist nicht frei in der Entscheidung, welche Leistungen er extern vergibt. Ein 
drittbezogener Personaleinsatz in kirchlichen Einrichtungen darf das Leitbild einer kirchlichen Dienstge-
meinschaft als Grundprinzip des kirchlichen Dienstes nicht in Frage stellen (Kirchengerichtshof der EKD 
vom 25.8.14,KGH.EKD – II-0124/W10-14). 

 
2. Was kann die MAV tun, wenn sie für ihre Stellungnahme länger als zwei Wochen 

braucht?  
 

Die MAV muss sich innerhalb von zwei Wochen äußern oder die Erörterung beantragen. Äußerst sich die 
MAV nicht, gilt die Maßnahme als gebilligt, § 45 I S. 4 MVG. Die Frist beginnt mit dem Zugang der Mittei-
lung an den MAV-Vorsitzenden/die MAV-Vorsitzende. 
Nach § 45 I S. 6. MVG kann die MAV eine Fristverlängerung bei Pfarrer Gutemut beantragen. Die MAV 
muss einen sachlichen Grund hierfür  angeben. (z.B. komplexe Zusammenhänge; Unmöglichkeit recht-
zeitiger Beratung  im Gremium). Der Zeitraum, um den die Frist verlängert wird, sollte so bemessen sein, 
dass die MAV die notwendigen Informationen einholen bzw. die erforderlichen Beratungen durchführen 
kann.  
Wenn keine dringenden Gründe (Erfordernisse eines geordneten und zügigen Dienstbetriebs) dagegen 
sprechen, ist die Fristverlängerung zu gewähren.  
 
Fall 3: 

 
Erna Emsig arbeitet als Verwaltungsfachkraft im Dekanat Lutherau. Die Pfarramtssekretärin der Kirchen-
gemeinde Jauchzethoch ist langfristig erkrankt. Pfarrer Gutemut bittet den mit ihm gut befreundeten 
Dekan Ludwig Lenker, ihm in dieser prekären Lage zu helfen. Dekan Lenker entscheidet daraufhin, dass 
Erna Emsig in der Kirchengemeinde Jauchzethoch aushelfen wird. Dekan Lenker teilt Erna Emsig mit, 
dass sie ab Montag, den 7.5.18 für die nächsten vier Monate in der Kirchengemeinde Jauchzethoch ar-
beiten wird. 
Erna Emsig sieht sich nicht in der Lage, eine Pfarramtssekretärin zu ersetzen und möchte auch nicht  
täglich den weiten Anfahrtsweg nach Jauchzethoch machen. Sie wendet sich am 17.4.18 an die Deka-
nats-MAV und fragt, ob die MAV etwas für sie tun kann. 
 

1. Was hätte Dekan Lenker tun müssen, um die Rechte der MAV zu wahren? 
 
Die MAV hat ein Mitberatungsrecht nach § 46 d MVG. Erna Emsig soll für mehr als drei Monate zur Kir-
chengemeinde Jauchzethoch abgeordnet werden. Abordnung ist der vorübergehende Einsatz in einer 
anderen Dienststelle, Versetzung ist der dauerhafte Einsatz in einer andern Dienststelle. 
 
Dekan Lenker hätte die MAV anhören müssen. 
 

2. Muss Erna Emsig der Weisung von Dekan Lenker Folge leisten und ab 7.5.18 in der Kir-
chengemeinde Jauchzethoch arbeiten? 

 
Nein, sie muss der Dienstanweisung nicht nachkommen. Die Abordnung ist unwirksam, da die MAV 
nicht beteiligt wurde, § 45 II S. 1 MVG. 
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Die MAV selbst könnte beim Kirchengericht vorstellig werden und die Verletzung ihres Mitberatungs-
rechts rügen. Dies muss sie innerhalb von zwei Wochen ab Kenntnis tun oder spätestens sechs Monate 
nach Durchführung der Maßnahme (Abordnung), § 45 II S. 2 MVG. 
 
Die Unwirksamkeit der Abordnung ist nicht davon abhängig, ob die MAV vor das Kirchengericht zieht 
oder nicht. Die Maßnahme ist und bleibt unwirksam; Erna Emsig muss der Dienstanweisung nicht nach-
kommen. Nur die MAV kann die Verletzung ihres Anhörungsrechts aus § 46 d MVG nur begrenzte Zeit 
vor dem Kirchengericht geltend machen. 
 
 
Kommentare:  Fey/Rehren, MVG.EKD, Loseblattkommentar, Rehm-Verlag 
   Baumann-Czichon, MVG-EKD, 4. Auflage, Kellner-Verlag 
 


